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Bundesrat bezüglich Nachhaltigkeit gefordert 
 
Das Stimmvolk hat sich am Wochenende mit 51.6% nur ganz knapp für das 
Freihandelsabkommen mit Indonesien ausgesprochen. Die grosse Skepsis gegenüber den 
Nachhaltigkeitsversprechen des Bundesrats muss ernst genommen werden. Die Palmöl-
Koalition fordert eine Überarbeitung der Palmölverordnung. 
 
(BERN) Mit der Abstimmung über das Freihandelsabkommen mit Indonesien ist die Debatte 
über die bedenklichen Palmölimporte nicht vorbei. Im Gegenteil: in einer Verordnung müssen 
nun die Nachhaltigkeitsforderungen im Detail und wirksam geregelt werden. Der Bundesrat 
hat dazu seinen Vorschlag in Vernehmlassung gegeben. Bei genauerer Betrachtung wird 
schnell klar, dass diese Verordnung ungenügend ist und keine wirksame Verbesserung der 
Nachhaltigkeit zur Folge hätte. Dies widerspricht dem Versprechen des Bundesrates, mit 
welchem er die Stimmbevölkerung von seinem Freihandelsabkommen überzeugt hat.  
 
Die Palmöl-Koalition fordert eine Überarbeitung der Verordnung. Nachweislich schwache 
Nachhaltigkeitslabels müssen von der Verordnung ausgeschlossen werden. Vor Inkrafttreten 
muss eine Benchmarking-Studie vorliegen, die auch die Umsetzung und Wirksamkeit der 
Labels miteinbezieht. Die Organisationen der Koalition halten eine Überarbeitung der 
Verordnung für unabdingbar. Damit dies gelingt, zählt die Koalition auf die Kooperation des 
SECO und auf die Unterstützung durch die Politik. 
 
Das knappe Abstimmungsresultat ist ein klares Signal, dass sich die Bevölkerung nicht mit 
zahnlosen Nachhaltigkeitsversprechen zufrieden gibt. Ökologische und soziale Standards 
müssen künftig fixer Bestandteil der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik sein. 
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